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Votum 
 
Der Einzelplan 11 – Geschäftsbereich des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales – 
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VORLAGE

18/1921
Alle Abgeordneten



 
 

 
 

Bericht 
 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2024 (Haushaltsgesetz 2024) – Drucksache 18/5000 – wurde vom  
Plenum am 23. August 2023 zur federführenden Beratung an den Haushalts- und Finanzaus-
schuss sowie zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse mit der Maßgabe überwie-
sen, dass die Beratung des Personalhaushalts einschließlich aller personalrelevanten Ansätze 
im Haushalts- und Finanzausschuss unter Beteiligung des Unterausschusses Personal des 
Haushalts- und Finanzausschusses erfolgt. 
 
 
B Beratungen 
 
Der Einzelplan 11 –  Geschäftsbereich des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales – 
wurde vom Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales in den Sitzungen am 13. Septem-
ber 2023, 18. Oktober 2023 und am 8. November 2023 beraten. Die Abstimmung im Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales erfolgte am 8. November 2023. 
 
Mit der Vorlage 18/1422 lag der Erläuterungsband zum Einzelplan 11 vor. Die Vorlage 18/1628 
sowie die Vorlage 18/1714, die schriftliche Beantwortung von Fragen der Fraktionen zum Ein-
zelplan 11, flossen in die Beratungen ein. 
 
C Änderungsanträge der Fraktionen 
 
Von der Fraktion der SPD und von der Fraktion der FDP wurden die im Anhang dargestellten 
Änderungsanträge zur Beratung und Abstimmung vorgelegt. Die jeweiligen Abstimmungser-
gebnisse und das Abstimmungsverhalten ergeben sich aus dem Anhang. 
 
Kein Änderungsantrag fand die erforderliche Mehrheit. 
 
D Ergebnis 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales votierte mit den Stimmen der Fraktionen 
von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der SPD, der 
FDP und der AfD den Einzelplan 11 – Geschäftsbereich des Ministeriums für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales – unverändert anzunehmen. 
  
 
 
 
 
Josef Neumann 
Vorsitzender 
 
 
 
Anhang 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

1 FDP Kapitel 11 010 Ministerium 
Titel 547 11  Sächliche Verwaltungsausgaben für die Umsetzung 

von arbeitspolitischen Maßnahmen 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 
von 486.800 Euro 
um 300.000 Euro 
auf 786.800 Euro 
 
Begründung: 
 
Der Fachkräftemangel hat in Deutschland ein Rekordniveau erreicht. Mehr als 
630.000 Stellen blieben 2022 unbesetzt. Das ergab der Jahresrückblick 2022 des 
Kompetenzzentrums Fachkräftesicherung (KOFA). Im direkten Vergleich zum Vor-
jahr ist vor allem die Lücke bei den Fachkräften mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung um 88,9 Prozent gestiegen. Ein Grund für diesen Fachkräftemangel ist die 
sinkende Zahl von Auszubildenden. 
 
In Nordrhein-Westfalen ist dieser Trend besonders stark. Bereits im dritten Jahr in 
Folge waren die Zahlen rückläufig. Laut vorläufigen Ergebnissen des Statistischen 
Landesamts IT.NRW befanden sich Ende 2022 insgesamt 275.037 Personen in 
einer Berufsausbildung. Das bedeutet einen Rückgang um 2,9 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr. Im Vor-Corona-Jahr 2019 hatte die Zahl der Auszubildenden noch bei 
299.721 gelegen. Rückgänge sind insbesondere in den Bereichen Industrie, Han-
del, Banken, Versicherungen, Gast- und Verkehrsgewerbe sowie im Handwerk und 

abgelehnt 
 
 
CDU  nein 
SPD  Enth. 
GRÜNE  nein 
FDP  ja 
AfD  nein 
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in der Hauswirtschaft zu verzeichnen. Eine der wichtigsten Herausforderungen ist 
es daher, wieder mehr junge Menschen für Ausbildungsberufe zu gewinnen. 
 
Bei der Werbung für eine berufliche Ausbildung sollten alle Kanäle genutzt werden. 
Junge Menschen informieren sich zunehmend über soziale Netzwerke. Klassische 
Medien verlieren an Bedeutung. Inhalte können in sozialen Medien individuell und 
altersgerecht gestaltet werden.  
 
Eine gesteigerte Relevanz auf die Meinungsbildung und Informationsbeschaffung 
von Jugendlichen haben Influencer. Eine Zusammenarbeit mit Influencern er-
möglicht eine authentische und glaubwürdige Kommunikation. Deshalb sollen 
zusätzliche Haushaltsmittel für eine landesweite Werbekampagne zur Attraktivität 
und Wertschätzung beruflicher Ausbildung eingesetzt werden, die den Schwerpunkt 
auf soziale Medien legt. 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der 
Fraktion/en 

 

Antrag 
 

Abstimmungsergebnis 

 

2 SPD 
 

Kapitel 11 029 Arbeit, Berufsbildung, Berufsanerkennung und Fachkräfteoffensive 
Titelgruppe 75 Förderung der Berufseinstiegsbegleitung 
Titel 686 75                 Zuschüsse an Sonstige für laufende Zwecke 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

16.300.000 Euro 
12.900.000 Euro 
29.200.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

29.200.000 Euro 
 

 
Begründung: 
 

abgelehnt 
 
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE nein 
FDP  nein 
AfD  nein 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag 
 

Abstimmungsergebnis 

 

3 SPD 
 

Kapitel 11 029 Arbeit, Berufsbildung, Berufsanerkennung und Fachkräfteoffensive 
Titelgruppe 80 Berufsorientierung – Kein Abschluss ohne Anschluss (KAoA) 
Titel 686 80                  Zuschüsse an Sonstige für laufende Zwecke 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

14.000.000 Euro 
2.000.000 Euro 

16.000.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

14.000.000 Euro 
 

 
Begründung: 
KAoA ist ein wichtiges Instrument zur Berufsorientierung und hilft seit Jahren vielen jungen Men-
schen den Weg in den Beruf zu finden. Angesichts vom Fachkräftemangel ist das Instrument noch 
wichtiger geworden. Um die Arbeit von KAoA weiter zu gewährleisten und damit jungen Menschen 
beim Start ins Berufsleben zu helfen, ist dringend eine Erhöhung der Mittel nötig.  

abgelehnt 
 
 
CDU   nein 
SPD   ja 
GRÜNE nein 
FDP   Enth. 
AfD  nein 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag 
 

Abstimmungsergebnis 

 

4 SPD 
 

Kapitel 11 042 Sozialpolitische Maßnahmen, Bekämpfung von Armut und Woh-
nungslosigkeit 

 
Einrichtung eines Titels 686 30: Strategie gegen Einsamkeit in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Begründung: 
Einsamkeit betrifft in Nordrhein-Westfalen viele Menschen unterschiedlicher Altersgruppen. 
Die Auswirkungen von Einsamkeit auf die Gesundheit, die soziale Teilhabe und das gesamte 
Leben des Einzelnen sind gravierend. Auch die Auswirkungen auf die Gesamtgesellschaft 
und die Demokratie sind weitreichend. Eine Strategie gegen Einsamkeit ist dringend geboten.  
 

abgelehnt 
 
CDU   nein 
SPD   ja 
GRÜNE nein 
FDP   ja 
AfD  ja 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag 
 

Abstimmungsergebnis 

 

5 SPD 
 

Kapitel 11 050 Inklusion 
Titelgruppe 86  Förderung von Maßnahmen zur beruflichen Inklusion von Menschen 

mit Behinderungen 
Titel 893 86                 Zuschüsse für Investitionen an Sonstige im Inland 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

3.651.000 Euro 
4.000.000 Euro 
7.651.000 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

7.651.000 Euro 
 

 
Begründung: 
Im Rahmen der Teilhabe am sozialen und beruflichen Leben sowie angesichts des Fachkräfte-
mangels kommt der beruflichen Inklusion von Menschen mit Behinderung eine zentrale Rolle zu. 
Die Mittel für die berufliche Inklusion von Menschen mit Behinderung müssen daher im bisherigen 
Umfang zur Verfügung stehen. 
 

abgelehnt 
 
 
CDU   nein 
SPD   ja 
GRÜNE nein 
FDP  ja 
AfD  Enth. 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag 
 

Abstimmungsergebnis 

 

6 SPD 
 

Kapitel 11 080 Maßnahmen für das Gesundheitswesen 
Titel 683 25  Zuschuss an das Zentrum für Telematik und Telemedizin, ZTG GmbH 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

1.051.800 Euro 
300.000 Euro 

1.351.800 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

1.351.800 Euro 
 

 
Begründung: 
 
Das Zentrum für Telematik und Telemedizin spielt eine entscheidende Rolle bei der 
Weiterentwicklung der Digitalisierung des Gesundheitswesens. Telematik und Tele-
medizin sind maßgeblich für digitale Vernetzung, multiprofessionelle Netzwerke und eine 
verbesserte Erreichbarkeit für Patientinnen und Patienten. Für dem Hintergrund der wach-
senden Herausforderunge für das Gesundheitssystem in den kommenden Jahren, muss 
das Zentrum für Telematik und Telemedizin seine Arbeit unverändert fortführen können. 
Mittelkürzungen sind deshalb abzulehnen. 

abgelehnt 
 
 
CDU   nein 
SPD  ja  
GRÜNE nein 
FDP  ja 
AfD  nein 
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Änderungsantrag zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. des 
Antrags 

 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

 
7 

 
SPD 

 

 
Kapitel 11 080            Maßnahmen für das Gesundheitswesen 
Titelgruppe 64           Maßnahmen zur Eindämmung von HIV und          
              anderen sexuell übertragbaren Infektionen 
Titel 686 64                Zielgruppenspezifische HIV-Prävention, 
                                   Beratung, Betreuung und Pflege 
 
Erhöhung des Baransatzes 
2024          Ansatz lt. HH 2023 
 
von  1.332.000 Euro   2.432.000 Euro 
um  1.850.000 Euro 
auf 3.182.000 Euro 
 
Begründung: 
 
Die Aidshilfen und Beratungs- und Aufklärungsangebote wie Youthwork 
NRW und WIE AUCH IMMER übernehmen in ganz Nordrhein-Westfalen 
eine entscheidende Rolle bei der zielgruppenspezifischen HIV- und Aid-
sprävention. Damit die Neuinfektionen mit HIV und die Anzahl an Spätdia-
gnosen nicht weiter steigen, müssen diese Angebote in Nordrhein-Westfalen 
ihre Arbeit vollumfänglich fortführen können. Seit Jahren sind diese Ange-
bote unterfinanziert. Kostensteigerungen durch den russischen Angriffskrieg 
gegen die Ukraine verschärfen die Situation. Eine solide finanzielle Basis für 
die Strukturen sowie deren bedarfsgerechten Weiterentwicklung wird jetzt 
benötigt. 

abgelehnt 
 
 
CDU   nein 
SPD   ja 
GRÜNE nein 
FDP  ja 
AfD  nein 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. 
des An-

trags 

Antrag der 
Fraktion/en 

Antrag 
 

Abstimmungsergebnis 

 

8 SPD 
 

Kapitel 11 080 Maßnahmen für das Gesundheitswesen 
Titelgruppe 71  Maßnahmen zur Eindämmung von Suchterkrankungen und ihren Fol-

gen 
Titel 684 71  Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale oder ähnliche   
   Einrichtungen 
 
Erhöhung des Baransatzes 
 
2024 Ansatz lt. HH 2023 
 
 
von 
um 
auf 

 
 

5.443.900 Euro 
1.500.000 Euro 
6.943.900 Euro 

 
 
 
 
 

  
 

6.943.900 Euro 
 

 
Begründung: 
 
Präventionsarbeit bei Suchterkrankungen ist ein zentrales Element der Bekämpfung von Suchter-
krankungen und ihren Folgen. Übermäßiger Alkohol-, Tabak-, Drogen-, oder Glücksspielkonsum 
führt bei vielen Menschen zu schwerwiegenden Gesundheitsfolgen. Gerade deshalb muss in NRW 
die Präventionsarbeit vollumfänglich fortgeführt werden. 

abgelehnt 
 
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE nein 
FDP  ja 
AfD  ja 
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Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

9 FDP Kapitel 11 080 Maßnahmen für das Gesundheitswesen 
Titelgruppe 71 Maßnahmen zur Eindämmung von Suchterkrankungen 

und ihren Folgen 
Titel 684 71  Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale oder ähnli-

che Einrichtungen 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 
von 5.443.900 Euro 
um 1.000.000 Euro 
auf 6.443.900 Euro 
 
Begründung: 
 
Nach dem Lagebild des Landeskriminalamts (LKA) Nordrhein-Westfalen zur 
Rauschgiftkriminalität ist die Anzahl der Rauschgifttodesfälle 2021 erneut deutlich 
angestiegen auf 693 Todesfälle (um 72,8 Prozent gegenüber dem Vorjahr). Dies ist 
der höchste Stand seit 30 Jahren. Gemessen am Bevölkerungsanteil liegt die Zahl 
der Drogentoten in Nordrhein-Westfalen inzwischen fast um das Doppelte über dem 
bundesweiten Niveau. 
 
Angesichts des drastischen und im Vergleich der Bundesländer deutlich überpro-
portionalen Anstiegs der Zahl der Drogentoten muss hinterfragt werden, wie 
wirksam die bisherige Drogenpolitik des Landes ist. Die Maßnahmen und Projekte 
zur Prävention und Hilfe nach dem „Aktionsplan gegen Sucht NRW“ müssen neu 
ausgerichtet werden. Zudem muss neuen Problemlagen, wie der Zunahme des 

abgelehnt 
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  ja 
AfD  ja 
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Crack-Konsums während der Pandemie, begegnet werden. 
 
Mit zusätzlichen Haushaltsmitteln soll eine derartige Neuausrichtung der Suchthilfe 
auf den Weg gebracht werden. Dabei sollen unter anderem neue Präventionsange-
bote eingerichtet werden, die Finanzierung von Überlebenshilfen bedarfsgerecht 
ausgebaut werden und Plätze in „Krankenwohnungen“ für Suchtkranke aufgestockt 
werden. 

 
 
  



 
 

14 
 

Änderungsanträge der Fraktionen zum Einzelplan 11 
zum Haushaltsgesetz 2024 

 
 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

10 FDP Kapitel 11 080 Maßnahmen für das Gesundheitswesen 
Titelgruppe 75 Digitalisierung der medizinischen Versorgung, Ver-

sorgungsstrukturentwicklung und -forschung sowie 
Vorsorge im Gesundheitswesen 

Titel 686 75  Sonstige Zuschüsse für laufende Zwecke im Inland 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 
von 4.250.400 Euro 
um 1.000.000 Euro 
auf 5.250.400 Euro 
 
Begründung: 
 
Die Digitalisierung der medizinischen Versorgung in Nordrhein-Westfalen muss 
weiter vorangetrieben werden. Gerade im Hinblick auf den Einsatz von Künstlicher 
Intelligenz im Gesundheitswesen sind zusätzliche Initiativen und Projekte nötig, um 
eine schnelle Umsetzung zu fördern. Die vorgesehene Kürzung der Haushaltsmittel 
dieser Titelgruppe ist daher kontraproduktiv und muss zumindest teilweise zurück-
genommen werden. Mit den zusätzlichen Haushaltsmitteln soll die Einführung neuer 
digitaler Anwendungen und Instrumente unterstützt werden. 

abgelehnt 
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  ja 
AfD  Enth. 
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zum Haushaltsgesetz 2024 
 

 

lfd. Nr. des 
Antrags 

Antrag der  
Fraktion/en 

Antrag Abstimmungsergebnis 

11 FDP Kapitel 11 080 Maßnahmen für das Gesundheitswesen 
Titelgruppe 81 Maßnahmen der Gesundheitsförderung und zur 

Stärkung des Gesundheitswesens 
Titel 684 81  Zuschüsse an freie Träger 
 
Erhöhung des Baransatzes  
 
HH 2024 
von 5.323.400 Euro 
um 600.000 Euro 
auf 5.923.400 Euro 
 
Begründung: 
 
Mit den zusätzlichen Haushaltsmitteln soll innerhalb der Titelgruppe 81 die Ziffer 9 
Kinder- und Jugendgesundheit gestärkt werden. Dabei soll ein flächendeckender 
Ausbau der Kinderschutzambulanzen mit 500.000 Euro gefördert werden.  
 
Kinderschutzambulanzen sind ein wichtiger Bestandteil der Versorgung von Kin-
dern, die Opfer von Vernachlässigung, Misshandlung oder Missbrauch geworden 
sind. Sie leisten Hilfe beim Erkennen von Vernachlässigung, Misshandlung und 
Missbrauch und beim Ergreifen der richtigen Maßnahmen durch kindgerechte am-
bulante und stationäre Diagnostik von Verdachtsfällen oder im Rahmen der Kri- 
senintervention. 
 
 
 

abgelehnt 
 
CDU  nein 
SPD  ja 
GRÜNE  nein 
FDP  ja 
AfD  ja 
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Allerdings wird die Arbeit der Kinderschutzambulanzen bisher nur teilweise refinan-
ziert. Das Land unterstützt 22 Kinderschutzambulanzen durch die anteilige 
Übernahme von Personalkosten. Bei deren Standorten bestehen in etlichen Re-
gionen des Landes noch Lücken. Deshalb ist ein weiterer Ausbau der 
Kinderschutzambulanzen erforderlich. Ziel sollte es sein, dass in jedem Kreis bzw. 
jeder kreisfreien Stadt ein direkter und ortsnaher Zugang zu einer Kinderschutzam-
bulanz möglich ist. 
 
Zusätzlich sollen die Haushaltsmittel für die Maßnahme „Diabetesprävention an 
Schulen" um 100.000 Euro aufgestockt werden. Die bisher erzielten Erfolge bei der 
Inklusion von Kindern und Jugendlichen mit Diabetes mellitus Typ 1 im Schulalltag 
müssen gesichert werden. Dazu sind die Schulungsangebote für das Personal von 
Schulen und Kitas weiter auszubauen und die Begleitung bei Ausflügen und Klas-
senfahrten weiter zu fördern. Dabei sind die bewährten Partner zu beteiligen. 

 
 
 

 


